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Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


Der Vizepräsident der EWG-Kommission, Dr. Sicco Mansholt, hat 
den britischen „Hill-Farmern" die Beibehaltung ihres Sonder- 
Unterstützungssystems zugesagt. Mansholt versicherte, die Kom- 
mission sei zu der Auffassung gelangt, daß die landwirtschaftlichen 
Betriebe im schottischen Hochland erhalten werden müßten, weil 
ohne sie keine Grundlage für die weitere Entwicklung, z. B. den 
Tourismus, vorhanden wäre. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Teilt die Bundesregierung die oben zitierte Auffassung hinsicht- 
lich des schottischen Hochlandes? 

Die Darstellung in Presse und Berichten über die Ausführungen, 
die Vizepräsident Dr. Sicco Mansholt anläßlich seiner Reise 
nach Großbritannien gemacht haben soll, sind unterschiedlich. 
Die auszugsweise Darstellung der Zusagen von Vizepräsident 
Mansholt (VWD Nr. 27, S. 3, vom 4. Februar 1972), die dieser 
Kleinen Anfrage zugrunde liegt, erwähnt nicht, daß Vizeprä- 
sident Mansholt ferner ausgeführt hat, daß die Europäische 
Kommission z. Z. prüft, ob das gegenwärtige Unterstützungs- 
system für die Hügellandbetriebe mit dem EWG-Vertrag und 
den einschlägigen Bestimmungen vereinbar ist. Insofern teilt 
die Bundesregierung die Auffassung von Vizepräsident Mans- 
holt. Darüber hinaus kann die Bundesregierung nicht entschei- 
den, ob die Auffassung zutrifft, daß das schottische Hochland 
nur auf der Basis der Erhaltung der landwirtschaftlichen Be- 
triebe weiter entwickelt werden kann. 
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2. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß in Feriengebieten der 
übrigen EWG ein Aufhören der landwirtschaftlichen Bewirt- 
schaftung dem Tourismus schaden würde? 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß diese Frage nur 
differenziert und darüber hinaus vornehmlich für die Bundes** 
republik beantwortet werden kann, da über die Ansprüche des 
Tourismus in anderen Ländern keine gesicherten Erkenntnisse 
vorliegen. 

In der Bundesrepublik gibt es Feriengebiete wie z. B. den Alpen- 
raum, in denen ein Aufhören der Landbewirtschaftung dem 
Tourismus schaden würde. Daneben gibt es aber auch Ferien- 
gebiete, in denen die Erhaltung der Landschaft durch andere 
Pflege- oder Bewirtschaftungsmaßnahmen denkbar ist. 


3. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß besondere Unter- 
stützungssysteme von Höhengebieten generell einheitlich in 
der EWG gehandhabt werden müßten? 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß besondere Unterstüt- 
zungssysteme für Höhengebiete in der EWG nur dann einheit- 
lich gehandhabt werden sollten, wenn gleichartige Hilfen aus 
der gleichen Zielmotivation heraus erfolgen. 


4. Um welche Arten von Sonderunterstützung handelt es sich bei 
den „Hill-Farmern" Schottlands, und in welcher Höhe werden 
sie gewährt? 

Die „Hill-Farmer" erhalten neben den Hilfen, die der gesamten 
Landwirtschaft gewährt werden, folgende zusätzliche Hilfen: 



insgesamt 

1971/72 

je Stück 

Mutterkühe 

14,3 Mill. £ 

18,75 £ 

Mutterschafe 

9,3 Mill. £ 

1,50 £ 

Winterhaltung von Haustieren 

5,1 Mill. £ 

— 

je Mutterkuh 

— 

5,00 £ 

je Mutterschaf ' 

— 

0,15 £ 


Investitionszuschüsse 

40 % für Gebäude und feste Einrichtungen 

60 °/o bei Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragsfähigkeit 
von Berg- und Hügelflächen 

10 % zusätzlich, wenn gleichzeitig Drainage vorgenojnmen 
wird. 


5. Gab es bei den EWG-Beitrittsverhandlungen besondere Ab- 
machungen hinsichtlich solcher Sonderregelungen, denen die 
Bundesregierung über den Ministerrat zugestimmt hat? 

Sämtliche Unterzeichnerstaaten des Beitrittsvertrages haben 
der durch die Delegation der Gemeinschaft abgegebenen Erklä- 
rung, die nachstehend wiedergegeben ist, zugestimmt. 

„Der Gemeinschaft ist bewußt, daß in der Landschaft in Hügel- 
gebieten im Vergleich zu den übrigen Gebieten des Vereinigten 
Königreichs besondere Bedingungen herrschen und daß im 
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übrigen Unterschiede, in vielen Fällen große Unterschiede, 
zwischen den einzelnen Gebieten der Mitgliedstaaten der der- 
zeitigen Gemeinschaft bestehen. 

Die besonderen Bedingungen bestimmter Gebiete der erwei- 
terten Gemeinschaft können in der Tat Maßnahmen mit dem 
Ziel erfordern, die durch diese besonderen Bedingungen aufge- 
worfenen Probleme zu lösen, um insbesondere den Landwirten 
dieser Gebiete ein angemessenes Einkommen zu erhalten. 

Solche Maßnahmen müssen selbstverständlich mit dem Vertrag 
und der gemeinsamen Agrarpolitik vereinbar sein." 

Es obliegt nun dem Ministerrat, entsprechende Maßnahmen zu 
beschließen. 

Die Bundesregierung ist allerdings der Auffassung, daß es sich 
bei der Förderung der Landwirtschaft in bestimmten Gebieten 
und unter besonderen Bedingungen nicht nur um Probleme han- 
delt, die sich in den beitretenden Ländern stellen. Durch die 
Beschlüsse des Ministerrats über gemeinsame Maßnahmen auf 
strukturellem Gebiet ist deutlich gemacht worden, daß in allen 
Mitgliedstaaten gemeinsame Maßnahmen notwendig werden, 
um in bestimmten Gebieten zur Erhaltung der Kulturlandschaft 
und zur Vermeidung einer Entvölkerung ländlicher Räume eine 
Förderung der Landbewirtschaftung notwendig sein wird. Dies 
kommt in den Beschlüssen bei der Richtlinie A über die Moder- 
nisierung landwirtschaftlicher Betrieb zum Ausdruck. 

Die Bundesregierung ist darüber hinaus der Auffassung, daß 
auch für diese Gebiete primär das Ziel Schaffung von langfristig 
entwicklungsfähigen Betrieben gelten muß. 


6. Sind derartige Sonderprogramme auch für Norwegen gestattet 
worden, falls ja, welche und in welcher Höhe? 

Für Norwegen sind im Rahmen des Beitrittsvertrages keine 
Sonderprogramme genehmigt worden. In dem Protokoll Nr. 20 
des Beitrittsvertrages „über die norwegische Landwirtschaft" 
wird u. a. ausgeführt: 

„In Norwegen wird ein Stützungssystem eingeführt, das es er- 
möglichen muß, den Lebensstandard der Landwirte aufrecht- 
zuerhalten. Die Stützung wird in dem zur Erreichung dieses 
Ziels erforderlichen Maß gewährt. Sie darf nicht an das ver- 
kaufte Erzeugnis gebunden sein, sie darf auch keine Erzeuger- 
preissubventionen umfassen — was die Umformung der der- 
zeitigen norwegischen Stützungsmaßnahmen erfordert — und 
wird nach Gebieten und Landwirtgruppen differenziert sein. Die 
künftigen Maßnahmen werden den verschiedenen Produktions- 
formen angepaßt. 

Norwegen kann für die Zeit bis zum 31. Dezember 1975 aus- 
nahmsweise die derzeitigen Subventionen beibehalten. 

Sollte die spätere Entwicklung der gemeinsamen Agrarpolitik 
oder der Politik der Gemeinschaft auf anderen Gebieten zu 
gemeinschaftlichen Maßnahmen führen, die eine vollständige 
oder teilweise Lösung der besonderen Probleme der norwegi- 
schen Landwirtschaft ermöglichen, so werden diese gemein- 
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schaftlichen Maßnahmen und die sich gegebenenfalls daraus 
ergebende Gemeinschaftsfinanzierung an die Stelle der in Nor- 
wegen getroffenen spezifischen Maßnahmen treten. 

Die Organe der Gemeinschaft prüfen in regelmäßigen Zeit- 
abständen die Bedingungen und Einzelheiten der Durchführung 
der in Norwegen angewandten Regelung. " 


7. Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für geeignet, in 
entsprechenden Regionen die Bergbauern und Mittelgebirgs- 
landwirte so zu fördern, daß die junge Generation bei ihrem 
Beruf bleiben kann oder wenigstens an der Bewirtschaftung der 
Flächen interessiert bleibt? 

Die Bundesregierung läßt zur Zeit durch einen Forschungsauf- 
trag prüfen, welche Maßnahmen grundsätzlich geeignet sind, 
Bergregionen zu erhalten. 

Sie hat bereits durch die volle Berücksichtigung der Berg- 
regionen beim Aufwertungsausgleich und bei der Liquiditäts- 
hilfe den landwirtschaftlichen Betrieben in diesen Regionen 
besondere Hilfen gewährt, die sich als sehr erfolgreich erwie- 
sen haben. Im Rahmen des Einzelbetrieblichen Förderungspro- 
gramms soll die Überbrückungshilfe von 20 000 DM auf 30 000 
DM erhöht werden und für Grünlandbetriebe mit mehr als 
80 v. H. absolutem Grünland sogar 35 000 DM betragen können. 

Durch überbetriebliche Maßnahmen wie z. B. im Rahmen des 
Alpenplanes, durch den Wegebau usw. werden außerdem zu- 
sätzliche Hilfen gewährt. 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" sollen in diesen Gebieten sowohl 
außerlandwirtschaftliche Arbeitsplätze geschaffen werden, um 
eine zusätzliche Einkommensquelle für die Landwirtschaft zu 
schaffen, als auch der Fremdenverkehr gefördert werden. Hinzu 
kommen noch erhebliche Bundesmittel, die im Rahmen für die 
zusätzliche Förderung der von Natur benachteiligten Gebiete 
bereitgestellt werden. Im Rahmen des Albprogramms stellt die 
Bundesregierung für verschiedene Maßnahmen insgesamt 
1 ,92 Mio. DM zur Verfügung. 


8. Wann wird die Bundesregierung ein geschlossenes Konzept zur 
Erhaltung der Landwirtschaft in den Höhengebieten, die die 
Voraussetzung zur Erhaltung der Kulturlandschaft bedeutet, 
vorlegen? 

Die Förderung der Berglandwirtschaft ist auf Grund der ungün- 
stigen Produktionsbedingungen in diesen Gebieten und den 
Preisbindungen in der EWG schwierig. Eine besondere Förde- 
rung kann daher nur unter dem Aspekt der Landschaftspflege 
bzw. -erhaltung gesehen werden. Landschaftspflege ist bislang 
aber Angelegenheit der Länder. Die Bundesregierung kann 
demnach erst ein geschlossenes Konzept vorlegen, wenn der 
Bund die beantragte konkurrierende Gesetzgebung für den Be- 
reich „Naturschutz und Landschaftspflege" erhalten hat. 


Ertl 
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